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, bei Bcomten möglich, die in einem be
sonders sensiblen Bereich arbeiten.

Der ehemalige Bundestagsabgeord
nete Jens Maier, Obmann des formal
aufgelösten rechtsextremen Flügels der
MD in Sachsen, darf wieder als Richter
arbeiten. Das hat das sächsische Justiz
ministerium entschieden. Maier nennt
sich selbst "der kleine Höcke". Das Lan
desamt für Verfassungsschutz hält ihn
für einen Rechtsextremisten.

den gemeinsam mit An
gestellten, Soldaten und
Richtern den öffentlichen
Dienst. Staatsrechtlich
ist ein Beamter eine von
einem staatlichen Dienst
herrn (Bund, Länder
oder Kommunen) in ein
öffentlich-rechtliches
Dienst- und Treueverhält
nis berufene Person.

bUlHl!",Wl'lllllllf Millio
ncn M{'n,,<!wl1lm örrcnt
lichen Dicn~t beschäftigt,
darunter 1,7 Millionen
Beamte und Richter. Da
zu kommen ebenso vielc
Versorgungsempfänger,
das sind Pensionäre und
ehemalige Berufssolda
ten, Witwen oder Waisen
verstorbener Beamter.
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Jagd auf unliebsame Staatsdiener
Mit dem Radikalenerlass wollten Bund und Länder Personen aus dem öffentlichen Dienst fernhalten, deren Verfassungstreu

zweifelhaft erschien. Nach 50 Jahren liegt vieles noch im Dunkeln. Gerade im Südwesten war die Hysterie groß.

Willy Brandt, ehemalir.er
Bundeskanzler, ÜbN dl'n
Gesinnungsch<'ck. dpt\ l'l
1972 angcrcf1t 11.1110,

"Ich habe mich
damals geirrt,
es gab groteske
Fehlentwicklungen."

:4

":2

le
le
le

Von Armin Käfer

Einen '"Radikalenerlass" oder "Berufsverbote" hat
es formal nie gegeben. Gleichwohl wurden Mil
lionen von Staatsdiener durchleuchtet, um ihre

Verfassungstreue zu überprüfen. Das geht zurück auf
einen Beschluss der Regierungschefs von Bund und
Ländern; der auf Anregung des Bundeskanzlers Willy
Brandt am 28. Januar 1972 gefallt worden ist. Es ging
um ~Grundsätzezur Frage der verfassungsfeindlichen
Kräfte im öffentlichen Dienst". Brandt hat das später
als kardinalen Fehler eingestanden. sagte er 1976. Der
Gesinnungscheck habe "zu grotesken Fehlentwicklun
gen geführt",

In ein Beamtenverhältnis sollte nur berufen wer
den, "wer die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für
die freiheitliche demokratische Grundordnungim Sin
ne des Grundgesetzes eintritt", so heißt es in denvor 50
Jahren beschlossenen Grundsätzen. In der Folge wur
den sämtliche Beamtenanwärter, aber auch Leute, die
bereits im öffentlichen Dienst beschäftigt waren,
durch eine Regelanfrage beim Verfassungsschutz

überprüft. Das betrafnicht 'nurLehrerinnen und Lehrer
sowie Polizisten, sondern auch Sozialarbeiter, Pflege
kräfte, Reinigungspersonal, Sekretärinnen. "Formal
gesehen richtete sich der Erlass gleichermaßen gegen
Links- und Rechtsextremisten, in der
Praxis' allerdings betraf der Beschluss
vor allem Angehörige des linken Spekt
rums", so lautet die vorläufige Bilanz
eines Forschungsprojekts der Universi
tät Heidelberg über den Radikalenerlass
und dessen Folgen in Baden-Württem
berg. Hier wurde die umstrittene Praxis
nach Erkenntnis der Wissenschaftler
"besonders scharfdurchgeführt".

Im Südwesten lief das unter dem
Stichwort "Schiess-Erlass" - nicht etwe\, wri! ein 1.1'1111'
erschossen werden sollten, der Ausdruck V('IWl'lsllltll'
den damaligen' CDU-InnenminislN Kill 1 Sl'IllC'IHI HI
hatte veranlasst, dass vor der Üb('lllllllJ 11l' l'Illl'~ IIt'WI 'I
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gründen". Die Landesregierung unter Ministerpräsi
dent Hans Filbinger (CDU), dessen radikale Einstellllli
gen als Richterin der NS-Zeiterst danach bekanntwllI
den, sah dieses Verfahren als Instrument einer "Fest!

gung der inneren Sicherheit" gegenüb!'1
linksextremen "Angriffen".

Nach einem Zwischenbericht dI'l
Heidelberger Forscher hatten die Gesin
nungsprüfer vor allem die DDR-freund
liehe DKP sowie kommunistische Grup
pen im Visier - unter deren Anhänge I 11

auch den jetzigen Ministerpräsidentl'll
Winfried Kretschmann. Nur in wenig!'11
Fällen sei es um Mitglieder der NPD g(1

gangen. Bundesweit wurden 1,8 bis 3,',
MIIII(HH'1l P{'fsonen überprüft und 1000bis 2000duvoll
t'l\IIIISS(l1l oder als Bewerber abgelehnt. In ßlIl!I'O
Will I11'luhNggabes demnach zwischen 1973und 1')'llI
1IIIl:l'~lIillll 695 674 Anfragen beim Landesamt 1'(1, Vi'l

11INNIIIIHllla'hutz. 222 Beamtenanwärter wurdl'lI lI11H"
h'II/II, 1111 Stuutsdiener aus dem Dienst entlnSS!'II, dll'
1111'11111'11 t!IlVO!1 zwischen 1973 und 1978.


